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A. Problem und Ziel 

Grenzüberschreitende Erbschafts- und Schenkungsfälle führen nach 
dem gegenwärtigen Rechtszustand oft zu einer gleichzeitigen 
Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in der Französi- 
schen Republik. Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige 
steuerliche Hindernisse zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik abgebaut werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 12. Oktober 2006 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Es entspricht im Wesentlichen dem OECD-Musterab- 
kommen für derartige Verträge. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz 
soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Steuermindereinnahmen in einzelnen Bereichen dürf- 
ten sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weitge- 
hend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 

F. Bürokratiekosten 

Das Abkommen enthält in Artikel 15 eine Informationspflicht für die 
Verwaltung. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten erhalten 
das Recht, Ersuchen um Informationen, die zur Durchführung des 
Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts erforderlich sind, zu 
stellen. Im Gegenzug dazu werden sie verpflichtet, vorgenannte Infor- 
mationen auf Ersuchen des jeweils anderen Vertragsstaats zu erteilen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


=02007 DE 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Berlin, 



Mai 2007 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 12. Oktober 2006 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Nachlässe, 
Erbschaften und Schenkungen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 833. Sitzung am 1 1 . Mai 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

CiaJü- 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 12. Oktober 2006 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Paris am 12. Oktober 2006 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 19 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus der von dem Abkommen betroffenen 
Steuer gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz den Ländern zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 19 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die den Län- 
dern zufließen. Andererseits müssen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen von der deutschen Steuer nicht 
mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt werden. Die Änderung 
des bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Mindereinnahmen bei der 
vom Abkommen betroffenen Steuer der Länder. Steuermindereinnahmen in 
gewissen Bereichen dürften allerdings durch Steuerverzichte Frankreichs weit- 
gehend ausgeglichen werden. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni- 
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht 
zu erwarten. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 16/5388 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen 


Convention 

entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique frangaise 
en vue d’eviter les doubles impositions 
en matiere d’impöts sur les successions et sur les donations 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Französische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung der Nachlässe, Erbschaften und Schenkun- 
gen zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Unter das Abkommen fallende 
Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen 

Dieses Abkommen gilt für 

a) Nachlässe und Erbschaften, wenn der Erblasser im Zeit- 
punkt seines Todes einen Wohnsitz in einem Vertragsstaat 
oder in beiden Vertragsstaaten hatte, und 

b) Schenkungen, wenn der Schenker im Zeitpunkt der Schen- 
kung einen Wohnsitz in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten hatte. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Nachlass- und Erbschaftsteuern sowie Schen- 
kungsteuern, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Nachlass- und Erbschaftsteuern gelten die Steuern, 
die von Todes wegen als Nachlasssteuern, Erbanfallsteuern, 
Abgaben vom Vermögensübergang oder Steuern von Schen- 
kungen auf den Todesfall erhoben werden. Als Schenkungsteu- 
ern gelten die Steuern, die auf Übertragungen unter Lebenden 
nur deshalb erhoben werden, weil die Übertragungen ganz oder 
teilweise unentgeltlich vorgenommen werden. 

(3) Die bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, 
sind: 

a) in Frankreich: die Abgaben vom unentgeltlichen Vermögens- 
übergang (droits de mutation ä titre gratuit) 

(nachstehend als „französische Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Bundesrepublik Deutschland: die Erbschaft- und 
Schenkungsteuer 


La Republique föderale d’Allemagne 
et 

la Republique frangaise - 

desireuses de conclure une Convention en vue d’eviter les 
doubles impositions en matiere d’impöts sur les successions et 
sur les donations - 

sont convenues des dispositions suivantes: 

Article 1 

Successions et donations visees 

La presente Convention s’applique: 

a) aux successions des personnes domiciliees au moment de 
leur deces dans un Etat contractant ou dans les deux Etats 
contractants et 

b) aux donations faites par des personnes domiciliees au 
moment de la donation dans un Etat contractant ou dans les 
deux Etats contractants. 

Article 2 
Impöts vises 

(1) La presente Convention s’applique aux impöts sur les 
successions et sur les donations pergus pour le compte d’un 
Etat contractant, de ses subdivisions politiques dans le cas de la 
Republique föderale d’Allemagne ou de ses collectivites territo- 
riales, quel que soit le Systeme de perception. 

(2) Sont consideres comme impöts sur les successions les 
impöts pergus par suite de deces sous forme d'impöts sur la 
masse successorale, d’impöts sur les parts hereditaires, de 
droits de mutation ou d’impöts sur les donations pour cause de 
deces. Sont consideres comme impöts sur les donations les 
impöts pergus sur les mutations entre vifs du seul fait de la gra- 
tuite totale ou partielle de la mutation. 

(3) Les impöts actuels auxquels s’applique la Convention 
sont: 

a) en ce qui concerne la France: les droits de mutation ä titre 
gratuit, ci-apres denommes «impöt frangais»; 


b) en ce qui concerne la Republique föderale d’Allemagne: l’im- 
pöt sur les successions et donations (Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer), ci-apres denomme «impöt allemand». 


(nachstehend als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 
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(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die Steuer vom Vermögen einer Stiftung 
oder eines Vereins, die nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 und § 9 
Absatz 1 Nummer 4 des deutschen Erbschaftsteuergesetzes 
erhoben wird, gilt nicht als Erbschaftsteuer oder als gleiche oder 
ähnliche Steuer im Sinne des vorstehenden Satzes. Die zustän- 
digen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren 
Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Vertragsstaat“ die Bundesrepublik 
Deutschland beziehungsweise Frankreich; der Ausdruck 
„Vertragsstaaten“ bedeutet die Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich; 

b) bedeutet der Ausdruck „Frankreich“ die europäischen und 
überseeischen Departements der Französischen Republik 
einschließlich des Küstenmeers sowie die außerhalb des 
Küstenmeers liegenden Gebiete, soweit die Französische 
Republik dort in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht sou- 
veräne Rechte zur Erforschung und Ausbeutung der natürli- 
chen Ressourcen des Meeresbodens, des Meeresunter- 
grunds und der darüber liegenden Gewässer ausübt; 

c) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ das 
Gebiet, in dem das Steuerrecht der Bundesrepublik Deut- 
schland gilt, einschließlich des an das Küstenmeer angren- 
zenden Gebiets des Meeresbodens, des Meeresuntergrunds 
und der darüber befindlichen Wassersäule, soweit die Bun- 
desrepublik Deutschland dort in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht souveräne Rechte und Floheitsbefugnisse zur 
Erforschung und Ausbeutung der natürlichen Ressourcen 
ausübt; 

d) umfasst der Ausdruck „Vermögen, das Teil des Nachlasses 
oder einer Schenkung einer Person mit Wohnsitz in einem 
Vertragsstaat ist“ alle Vermögenswerte, deren Übergang 
oder Übertragung nach dem Recht eines Vertragsstaats 
einer Steuer unterliegt, für die das Abkommen gilt; 

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) auf Seiten Frankreichs: den für den Haushalt zuständi- 
gen Minister oder seinen bevollmächtigten Vertreter; 

bb) auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland: das Bun- 
desministerium der Finanzen oder die Behörde, an die 
es seine Befugnisse delegiert hat. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor- 
dert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die Steuern 
zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine Person mit Wohnsitz in einem Vertragsstaat“ eine Person, 
deren Nachlass oder Schenkung nach dem Recht dieses Staa- 
tes dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, 
des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht 
eine Person, deren Nachlass oder Schenkung in diesem Staat 
nur mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 


(4) La Convention s’applique aussi aux impöts de nature 
identique ou analogue qui seraient etablis apres la date de 
signature de la Convention et qui s’ajouteraient aux impöts 
actuels ou qui les remplaceraient. Ne sont pas consideres 
comme impöts sur les successions ou comme impöts de nature 
identique ou analogue au sens de la phrase precedente les 
impöts pergus sur le patrimoine d’une fondation ou d’une asso- 
ciation en application du paragraphe 1, numero 4, de l’article 1 
et du paragraphe 1, numero 4, de l’article 9 de la loi allemande 
relative ä l’impöt sur les successions. Les autorites competentes 
des Etats contractants se communiquent les modifications 
importantes apportees ä leurs legislations fiscales respectives. 

Article 3 

Definitions generales 

(1) Au sens de la presente Convention, ä moins que le 
contexte n’exige une Interpretation differente: 

a) l’expression «Etat contractant» designe suivant les cas la 
Republique föderale d’Allemagne ou la France; l’expression 
«Etats contractants» designe la Republique föderale d’Alle- 
magne et la France; 

b) le terme «France» designe les departements europeens et 
d’outre-mer de la Republique frangaise, y compris la mer 
territoriale et au-delä de celle-ci les zones sur lesquelles, en 
conformite avec le droit international, la Republique frangai- 
se a des droits souverains aux fins de l’exploration et de l’ex- 
ploitation des ressources naturelles des fonds marins, de 
leur sous-sol et des eaux surjacentes; 

c) le terme «Republique föderale d’Allemagne» designe le terri- 
toire d’application de la legislation fiscale de la Republique 
föderale d'Allemagne, y compris la zone - adjacente ä la mer 
territoriale - des fonds marins, de leur sous-sol et des eaux 
surjacentes, pour autant que la Republique föderale d’Alle- 
magne, conformement au droit international, y exerce des 
droits souverains et sa juridiction aux fins de l’exploration et 
de l’exploitation des ressources naturelles; 

d) l’expression «biens qui font partie de la succession ou d’une 
donation d’une personne domiciliee dans un Etat contrac- 
tant» comprend tout bien dont la devolution ou la mutation 
est, en vertu de la legislation d’un Etat contractant, soumise 
ä un impöt vise par la Convention; 

e) l’expression «autorite competente» designe: 

aa) dans le cas de la France, le ministre Charge du budget ou 
son representant autorise; 

bb) dans le cas de la Republique föderale d’Allemagne, le 
ministere federal des finances ou l’autorite ä laquelle il a 
delegue ses pouvoirs. 

(2) Pour l’application de la Convention par un Etat con- 
tractant, tout terme ou expression qui n’y est pas defini a le sens 
que lui attribue le droit de cet Etat concernant les impöts 
auxquels s’applique la Convention ä moins que le contexte 
n’exige une Interpretation differente. 

Article 4 
Domicile fiscal 

(1) Au sens de la presente Convention, l’expression «person- 
ne domiciliee dans un Etat contractant» designe toute personne 
dont la succession ou la donation est, en vertu de la legislation 
de cet Etat, soumise ä l’impöt dans cet Etat en raison de son 
domicile, de sa residence, de son siege de direction ou de tout 
autre critere de nature analogue. Toutefois, cette expression ne 
comprend pas les personnes dont la succession ou la donation 
n'est soumise ä l’impöt dans cet Etat que pour les biens qui y 
sont situes. 
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(2) Hat nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten einen Wohnsitz, so gilt Folgendes: 

a) Der Wohnsitz der natürlichen Person gilt als in dem Staat 
gelegen, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, 
so gilt ihr Wohnsitz als in dem Staat gelegen, zu dem sie die 
engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat 
(Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
ihr Wohnsitz als in dem Staat gelegen, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt ihr Wohnsitz als 
in dem Staat gelegen, dessen Staatsangehörige sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehörige beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt der Wohnsitz einer natür- 
lichen Person, die zum Zeitpunkt ihres Todes oder zum Zeit- 
punkt der Schenkung Staatsangehörige eines Vertragsstaats 
war, ohne gleichzeitig Staatsangehörige des anderen Vertrags- 
staats zu sein, und die nach Absatz 1 einen Wohnsitz in beiden 
Vertragsstaaten hatte, als nur im erstgenannten Staat gelegen, 
wenn diese Person die eindeutige Absicht hatte, ihren Wohnsitz 
im anderen Staat nicht auf Dauer beizubehalten und wenn sie 
während der dem Zeitpunkt des Todes oder der Schenkung 
unmittelbar vorausgehenden sieben Jahre ihren Wohnsitz dort 
insgesamt weniger als fünf Jahre hatte. 

(4) Hat nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten einen Wohnsitz, so gilt ihr Wohnsitz 
als in dem Staat gelegen, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

Unbewegliches Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das Teil des Nachlasses oder 
einer Schenkung einer Person mit Wohnsitz in einem Vertrags- 
staat ist und das im anderen Vertragsstaat liegt, kann im ande- 
ren Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt, wobei jedoch hypothekarisch oder in 
anderer Weise durch eine Immobilie gesicherte Forderungen 
nicht als unbewegliches Vermögen gelten. Der Ausdruck 
umfasst in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermö- 
gen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privat- 
rechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweg- 
lichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste 
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeu- 
tung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natürlichen 
Ressourcen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe- 
wegliches Vermögen. 

(3) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ umfasst eben- 
falls Aktien, Anteile oder sonstige Rechte an einer Gesellschaft 
oder juristischen Person, deren Vermögen unmittelbar oder über 
eine oder mehrere andere Gesellschaften oder juristische Perso- 
nen mehr als die Hälfte aus in einem Vertragsstaat gelegenen 
Immobilien oder aus Rechten an diesen Immobilien besteht. 
Diese Aktien, Anteile oder sonstigen Rechte gelten als in dem 
Vertragsstaat gelegen, in dem die Immobilien gelegen sind. Bei 
der Anwendung dieses Absatzes bleiben die Immobilien unbe- 
rücksichtigt, die von dieser Gesellschaft oder juristischen Per- 
son für den eigenen gewerblichen oder land- und forstwirt- 


(2) Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1 , une per- 
sonne physique est domiciliee dans les deux Etats contractants, 
sa Situation est reglee de la maniere suivante: 

a) cette personne est consideree comme domiciliee dans I ’ Etat 
oü eile dispose d'un foyer d'habitation permanent; si eile dis- 
pose d’un foyer d’habitation permanent dans les deux Etats, 
eile est consideree comme domiciliee dans I ’ Etat avec lequel 
ses liens personnels et economiques sont les plus etroits 
(centre des interets vitaux); 

b) si l’Etat oü cette personne a le centre de ses interets vitaux 
ne peut pas etre determine ou si eile ne dispose d’un foyer 
d’habitation permanent dans aucun des Etats, eile est consi- 
deree comme domiciliee dans l’Etat oü eile sejourne de 
fagon habituelle; 

c) si cette personne sejourne de fagon habituelle dans les deux 
Etats ou si eile ne sejourne de fagon habituelle dans aucun 
d’eux, eile est consideree comme domiciliee dans l’Etat dont 
eile possede la nationale; 

d) si cette personne possede la nationale des deux Etats ou si 
eile ne possede la nationale d’aucun d’eux, les autorites 
competentes des Etats contractants tranchent la question 
d’un commun accord. 

(3) Nonobstant les dispositions du paragraphe 2, une per- 
sonne physique qui, au moment de son deces ou au moment oü 
eile a effectue une donation, possedait la nationale d’un Etat 
contractant sans posseder celle de l’autre Etat contractant et 
qui, en vertu des dispositions du paragraphe 1 , etait domiciliee 
dans les deux Etats contractants est consideree comme domi- 
ciliee seulement dans le premier Etat, si eile avait l’intention 
manifeste de ne pas conserver indefiniment son domicile dans 
l’autre Etat et si eile avait ete domiciliee dans cet autre Etat au 
total moins de cinq ans au cours de la periode de sept ans pre- 
cedant immediatement le moment du deces ou de la donation. 

(4) Lorsque, selon les dispositions du paragraphe 1 , une per- 
sonne autre qu’une personne physique est domiciliee dans les 
deux Etats contractants, eile est consideree comme domiciliee 
dans l’Etat oü son siege de direction effective est situe. 

Article 5 

Biens immobiliers 

(1) Les biens immobiliers qui font partie de la succession ou 
d’une donation d’une personne domiciliee dans un Etat contrac- 
tant et sont situes dans l’autre Etat contractant sont imposables 
dans cet autre Etat. 

(2) L’expression «biens immobiliers» a le sens que lui attribue 
le droit de l’Etat contractant oü les biens consideres sont situes, 
etant entendu, toutefois, que les creances garanties par hypo- 
theque ou autrement sur un immeuble ne sont pas considerees 
comme des biens immobiliers. L’expression comprend en tous 
cas les accessoires, le cheptel mort ou vif des exploitations agri- 
coles et forestieres, les droits auxquels s’appliquent les disposi- 
tions du droit prive concernant la propriete fonciere, l’usufruit 
des biens immobiliers et les droits ä des paiements variables ou 
fixes pour l’exploitation ou la concession de l’exploitation de 
gisements mineraux, sources et autres ressources naturelles; 
les navires, bateaux et aeronefs ne sont pas consideres comme 
des biens immobiliers. 

(3) L’expression «biens immobiliers» comprend aussi les 
actions, parts ou autres droits dans une societe ou personne 
morale dont l’actif est constitue pour plus de la moitie, directe- 
ment ou par l’interposition d’une ou plusieurs autres societes ou 
personnes morales, d’immeubles situes dans un Etat contrac- 
tant ou de droits portant sur de tels biens. Ces actions, parts ou 
autres droits sont consideres comme situes dans l’Etat contrac- 
tant oü les immeubles sont situes. Pour l’application des dispo- 
sitions du present paragraphe, ne sont pas pris en consideration 
les immeubles affectes par cette societe ou personne morale ä 
sa propre exploitation industrielle, commerciale, agricole ou 
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schaftlichen Betrieb genutzt werden oder der Ausübung eines 
freien Berufs oder einer sonstigen selbständigen Tätigkeit durch 
diese Gesellschaft oder juristische Person dienen. 

(4) Eine Immobilie gilt als Teil des Nachlasses oder der 
Schenkung einer Person mit Wohnsitz in einem Vertragsstaat im 
Sinne des Absatzes 1 , wenn sie Gesellschaften oder juristischen 
Personen gehört, an denen der Erblasser oder der Schenker 
allein oder gemeinsam mit seinem Ehegatten, ihren Verwandten 
in gerader Linie oder ihren Geschwistern unmittelbar oder über 
eine oder mehrere andere Gesellschaften oder juristische Perso- 
nen mehr als die Hälfte der Aktien, Anteile oder sonstigen Rech- 
te hält. 

(5) Dieser Artikel gilt auch für unbewegliches Vermögen eines 
Unternehmens und für unbewegliches Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufs oder einer sonstigen selbständigen 
Tätigkeit dient. 

Artikel 6 

Bewegliches Vermögen 

einer Betriebsstätte oder einer festen Einrichtung 

(1) Bewegliches Vermögen eines Unternehmens, das Teil des 
Nachlasses oder einer Schenkung einer Person mit Wohnsitz in 
einem Vertragsstaat ist und das Betriebsvermögen einer im 
anderen Vertragsstaat gelegenen Betriebsstätte darstellt, aus- 
genommen das in Artikel 7 behandelte Vermögen, kann im 
anderen Staat besteuert werden. 

(2) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(3) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher Res- 
sourcen. 

(4) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 

(5) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels gelten nicht als Betriebsstätten: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unterneh- 
mens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer- 
den; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchsta- 
ben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausge- 


forestiere ou ä l’exercice par eile d’une profession liberale ou 
d’autres activites de caractere independant. 

(4) Pour l’application du paragraphe 1 , un immeuble est repu- 
te faire partie de la succession ou de la donation d’une person- 
ne domiciliee dans un Etat contractant lorsqu’il appartient ä des 
societes ou personnes morales dont le defunt ou le donateur, 
seul ou conjointement avec son conjoint, leurs ascendants ou 
descendants ou leurs freres et soeurs, detient plus de la moitie 
des actions, parts ou autres droits, directement ou par Unterpo- 
sition d’une ou plusieurs autres societes ou personnes morales. 

(5) Les dispositions du present article s’appliquent egale- 
ment aux biens immobiliers d’une entreprise et aux biens immo- 
biliers servant ä l’exercice d’une profession liberale ou d’autres 
activites de caractere independant. 

Article 6 

Biens mobiliers appartenant ä un 
etablissement stable ou ä une base fixe 

(1) Sauf lorsqu’il s’agit de biens vises ä l’article 7, les biens 
mobiliers d’une entreprise qui fait partie de la succession ou 
d’une donation d’une personne domiciliee dans un Etat contrac- 
tant, qui appartiennent ä un etablissement stable situe dans 
l’autre Etat contractant, sont imposables dans cet autre Etat. 

(2) Au sens de la presente Convention, l’expression «etablis- 
sement stable» designe une installation fixe d’affaires par l’inter- 
mediaire de laquelle une entreprise exerce tout ou partie de son 
activite. 

(3) L’expression «etablissement stable» comprend notam- 
ment: 

a) un siege de direction, 

b) une succursale, 

c) un bureau, 

d) une usine, 

e) un atelier et 

f) une mine, un puits de petrole ou de gaz, une carriere ou tout 
autre lieu d’extraction de ressources naturelles. 

(4) Un chantier de construction ou de montage ne constitue 
un etablissement stable que si sa duree depasse douze mois. 

(5) Nonobstant les dispositions precedentes du present arti- 
cle, on considere qu’il n’y a pas «etablissement stable» si: 

a) il est fait usage d'installations aux seules fins de stockage, 
d’exposition ou de livraison de marchandises appartenant ä 
l’entreprise; 

b) des marchandises appartenant ä l’entreprise sont entrepo- 
sees aux seules fins de stockage, d’exposition ou de livrai- 
son; 

c) des marchandises appartenant ä l’entreprise sont entrepo- 
sees aux seules fins de transformation par une autre entre- 
prise; 

d) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins 
d’acheter des marchandises ou de reunir des informations 
pour l’entreprise; 

e) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins 
d’exercer, pour l’entreprise, toute autre activite de caractere 
preparatoire ou auxiliaire; 

f) une installation fixe d’affaires est utilisee aux seules fins de 
l’exercice cumule d’activites mentionnees aux alineas a) ä e), 
ä condition que l’activite d’ensemble de l’installation fixe 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 11 - 


Drucksache 16/5388 


setzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der 
festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 
Hilfstätigkeit darstellt. 

(6) Bewegliches Vermögen, das Teil des Nachlasses oder 
einer Schenkung einer Person mit Wohnsitz in einem Vertrags- 
staat ist und der Ausübung eines freien Berufs oder einer sons- 
tigen selbständigen Tätigkeit dient und das zu einer im anderen 
Vertragsstaat gelegenen festen Einrichtung gehört, kann im 
anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 7 

Schiffe und Luftfahrzeuge 

(1) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unterneh- 
men mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat 
im internationalen Verkehr betrieben werden, sowie dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dienendes bewegliches Ver- 
mögen, die Teil des Nachlasses oder einer Schenkung einer Per- 
son mit Wohnsitz im anderen Vertragsstaat sind, können im erst- 
genannten Staat besteuert werden. Der Ausdruck „internationa- 
ler Verkehr“ bedeutet jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher 
Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei 
denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwi- 
schen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben. 

(2) Schiffe der Binnenschifffahrt, die von einem Unternehmen 
mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrie- 
ben werden, sowie dem Betrieb dieser Schiffe dienendes 
bewegliches Vermögen, die Teil des Nachlasses oder einer 
Schenkung einer Person mit Wohnsitz im anderen Vertragsstaat 
sind, können im erstgenannten Staat besteuert werden. 

Artikel 8 

Bewegliches materielles Vermögen 

Bewegliches materielles Vermögen, ausgenommen das in 
den Artikeln 6 und 7 behandelte bewegliche Vermögen, das Teil 
des Nachlasses oder einer Schenkung einer Person mit Wohn- 
sitz in einem Vertragsstaat ist und im anderen Vertragsstaat 
gelegen ist, kann in diesem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 9 

Anderes Vermögen 

Vermögen, das Teil des Nachlasses oder einer Schenkung 
einer Person mit Wohnsitz in einem Vertragsstaat ist und in den 
Artikeln 5, 6, 7 und 8 nicht behandelt wurde, kann ohne Rück- 
sicht auf seine Belegenheit nur in diesem Staat besteuert wer- 
den. 

Artikel 10 
Schuldenabzug 

(1) Schulden, die im Zusammenhang mit dem Erwerb, dem 
Bau, der Änderung, der Verbesserung, der Instandsetzung oder 
der Instandhaltung des in Artikel 5 genannten Vermögens ent- 
standen sind, werden vom Wert dieses Vermögens abgezogen. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden Schulden, die mit 
einer in Artikel 6 Absatz 1 genannten Betriebsstätte oder einer in 
Artikel 6 Absatz 6 genannten festen Einrichtung Zusammenhän- 
gen, vom Wert der Betriebsstätte beziehungsweise der festen 
Einrichtung abgezogen. 

(3) Schulden, die mit den in Artikel 7 genannten Schiffen und 
Luftfahrzeugen sowie mit den ihrem Betrieb dienenden beweg- 
lichen Vermögenswerten Zusammenhängen, werden vom Wert 
dieser Schiffe, Luftfahrzeuge und Vermögenswerte abgezogen. 

(4) Schulden, die mit dem in Artikel 8 genannten beweglichen 
materiellen Vermögen Zusammenhängen, werden vom Wert die- 
ses Vermögens abgezogen. 


d’affaires resultant de ce cumul garde un caractere prepara- 
toire ou auxiliaire. 

(6) Les biens mobiliers qui font partie de la succession ou 
d’une donation d’une personne domiciliee dans un Etat contrac- 
tant et servent ä l’exercice d’une profession liberale ou d’autres 
activites de caractere independant, qui appartiennent ä une 
base fixe situee dans l’autre Etat contractant, sont imposables 
dans cet autre Etat. 

Article 7 

Navires, bateaux et aeronefs 

(1) Les navires et les aeronefs exploites en trafic international 
par une entreprise dont le siege de direction effective est situe 
dans un Etat contractant ainsi que les biens mobiliers affectes ä 
leur exploitation, qui font partie de la succession ou d'une dona- 
tion d’une personne domiciliee dans l’autre Etat contractant, 
sont imposables dans le premier Etat. L’expression «trafic inter- 
national» designe tout transport effectue par un navire ou un 
aeronef exploite par une entreprise dont le siege de direction 
effective est situe dans un Etat contractant, sauf lorsque le navi- 
re ou l’aeronef n'est exploite qu’entre des points situes dans 
l’autre Etat contractant. 

(2) Les bateaux servant ä la navigation interieure, exploites 
par une entreprise dont le siege de direction effective est situe 
dans un Etat contractant, ainsi que les biens mobiliers affectes ä 
leur exploitation, qui font partie de la succession ou d'une dona- 
tion d’une personne domiciliee dans l’autre Etat contractant, 
sont imposables dans le premier Etat. 

Article 8 

Biens mobiliers corporels 

Les biens mobiliers corporels, autres que les biens mobiliers 
vises aux articles 6 ou 7, qui font partie de la succession ou 
d’une donation d’une personne domiciliee dans un Etat contrac- 
tant et sont situes dans l’autre Etat contractant sont imposables 
dans cet autre Etat. 

Article 9 
Autres biens 

Les biens, quelle qu’en soit la Situation, qui font partie de la 
succession ou d’une donation d’une personne domiciliee dans 
un Etat contractant et qui ne sont pas vises aux articles 5, 6, 7 
ou 8 ne sont imposables que dans cet Etat. 


Article 10 

Deduction des dettes 

(1) Les dettes qui ont leur contrepartie dans l’acquisition, la 
construction, la transformation, l’amelioration, la reparation ou 
l’entretien de biens vises ä l’article 5 sont deduites de la valeur 
de ces biens. 

(2) Sous reserve des dispositions du paragraphe 1 , les dettes 
afferentes ä un etablissement stable vise au paragraphe 1 de 
l’article 6 ou ä une base fixe visee au paragraphe 6 de l’article 6 
sont deduites, suivant le cas, de la valeur de l’etablissement sta- 
ble ou de la base fixe. 

(3) Les dettes afferentes aux navires, bateaux et aeronefs 
vises ä l’article 7 ainsi qu’aux biens mobiliers affectes ä leur 
exploitation sont deduites de la valeur de ces navires, bateaux, 
aeronefs et biens mobiliers. 

(4) Les dettes afferentes aux biens mobiliers corporels vises ä 
l’article 8 sont deduites de la valeur de ces biens. 
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(5) Die anderen Schulden werden vom Wert des Vermögens 
abgezogen, für das Artikel 9 gilt. 

(6) Übersteigt eine Schuld den Wert des Vermögens, von 
dem sie in einem Vertragsstaat nach den Absätzen 1,2,3 oder 
4 abzuziehen ist, so wird der übersteigende Betrag vom Wert 
des übrigen Vermögens, das in diesem Staat besteuert werden 
kann, abgezogen. 

(7) Verbleibt in einem Vertragsstaat nach den Abzügen, die 
aufgrund der Absätze 5 oder 6 vorzunehmen sind, ein Schulden- 
rest, so wird dieser vom Wert des Vermögens, das im anderen 
Vertragsstaat besteuert werden kann, abgezogen. 

Artikel 11 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Die Doppelbesteuerung wird im Falle Frankreichs wie folgt 
vermieden: 

a) Flatte der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes oder der 
Schenker im Zeitpunkt der Schenkung seinen Wohnsitz in 
Frankreich, 

aa) so besteuert Frankreich das gesamte Vermögen, das Teil 
des Nachlasses oder der Schenkung ist, einschließlich 
des Vermögens, das nach diesem Abkommen in der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden kann, 
und rechnet auf diese Steuer den Betrag an, der der 
Steuer entspricht, die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land für das Vermögen gezahlt wird, das aus demselben 
Anlass nach diesem Abkommen in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden kann. 

bb) Der unter Doppelbuchstabe aa erwähnte Anrechnungs- 
betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten französischen Steuer nicht übersteigen, der 
auf das Vermögen entfällt, für das die Anrechnung zu 
gewähren ist. Unter diesem Teil ist Folgendes zu verste- 
hen: 

- sofern die für dieses Vermögen zu zahlende Steuer 
unter Anwendung eines proportionalen Satzes errech- 
net wird, das Produkt aus dem Nettowert dieses Ver- 
mögens und dem darauf tatsächlich angewandten 
Satz; 

- sofern die für dieses Vermögen zu zahlende Steuer 
unter Anwendung eines progressiven Tarifs errechnet 
wird, das Produkt aus dem Nettowert dieses Vermö- 
gens und dem Satz, der sich aus dem Verhältnis zwi- 
schen der Steuer, die für das gesamte nach französi- 
schem innerstaatlichen Recht zu besteuernde Vermö- 
gen tatsächlich zu zahlen ist, und dem Nettowert des 
gesamten Vermögens ergibt. 

b) Hatte der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes oder der 
Schenker im Zeitpunkt der Schenkung seinen Wohnsitz nicht 
in Frankreich, so wird die französische Steuer auf das Ver- 
mögen, das nach diesem Abkommen in Frankreich besteu- 
ert werden kann, unter Anwendung des Satzes ermittelt, der 
für das gesamte nach französischem innerstaatlichen Recht 
zu besteuernde Vermögen gilt. 

c) Hatte der Erwerber im Zeitpunkt des Todes des Erblassers 
oder im Zeitpunkt der Schenkung seinen Wohnsitz in Frank- 
reich, so kann Frankreich ungeachtet des Artikels 9 den 
gesamten Erwerb dieser Person besteuern; es rechnet nach 
Maßgabe der Vorschriften des französischen Rechts über 
die Anrechnung ausländischer Steuern auf die nach seinem 
Recht festgesetzte Steuer die Steuer an, die in der Bundes- 
republik Deutschland für anderes als das Vermögen gezahlt 
wird, das nach den Artikeln 5, 6, 7 und 8 in Frankreich 
besteuert werden kann. 

(2) Die Doppelbesteuerung wird im Falle der Bundesrepublik 
Deutschland wie folgt vermieden: 


(5) Les autres dettes viennent en deduction de la valeur des 
biens auxquels s’appliquent les dispositions de l’article 9. 

(6) Si une dette depasse la valeur des biens dont eile est 
deductible dans un Etat contractant conformement aux disposi- 
tions des paragraphes 1 , 2, 3 ou 4, le solde est deduit de la 
valeur des autres biens imposables dans cet Etat. 

(7) Si les deductions visees aux paragraphes 5 ou 6 laissent 
un solde non couvert dans un Etat contractant, ce solde est 
deduit de la valeur des biens soumis ä l’impöt dans l’autre Etat 
contractant. 

Article 11 

Elimination des doubles impositions 

(1) En ce qui concerne la France, les doubles impositions 
sont evitees de la maniere suivante: 

a) Lorsque le defunt au moment du deces ou le donateur au 
moment de la donation etait domicilie en France: 

aa) La France impose l’ensemble des biens qui font partie 
de la succession ou de la donation, y compris les biens 
qui sont imposables en Republique föderale d’Allema- 
gne conformement aux dispositions de la presente 
Convention, et accorde, sur cet impöt, une deduction 
d’un montant egal ä l’impöt paye en Republique födera- 
le d’Allemagne pour les biens qui, ä l’occasion du meme 
evenement et conformement aux dispositions de la 
Convention, sont imposables en Republique föderale 
d’Allemagne. 

bb) La deduction visee au aa) ne peut toutefois exceder la 
quote-part de l’impöt frangais, calcule avant cette 
deduction, correspondant aux biens ä raison desquels la 
deduction doit etre accordee. II est entendu que cette 
quote-part designe: 

- lorsque l’impöt dü ä raison des biens consideres est 
calcule par application d’un taux proportionnel, le pro- 
duit de la valeur nette de ces biens par le taux qui lui 
est effectivement applique; 

- lorsque l’impöt dü ä raison des biens consideres est 
calcule par application d’un bareme progressif, le pro- 
duit de la valeur nette de ces biens par le taux resul- 
tant du rapport entre, d’une part, l’impöt effective- 
ment dü ä raison de la totalite des biens imposables 
selon la legislation interne frangaise et, d’autre part, la 
valeur nette de la totalite de ces biens. 

b) Lorsque le defunt au moment du deces ou le donateur au 
moment de la donation n'etait pas domicilie en France, l’im- 
pöt frangais sur les biens qui sont imposables en France 
conformement aux dispositions de la Convention est calcu- 
le au taux correspondant ä la totalite des biens imposables 
selon la legislation interne frangaise. 

c) Nonobstant les dispositions de l’article 9, lorsqu’un heritier, 
legataire ou donataire etait domicilie en France au moment 
du deces du defunt ou au moment de la donation, la France 
peut imposer tous les biens regus par cette personne et, 
conformement aux dispositions de la legislation frangaise 
concernant l’imputation de l’impöt etranger, eile impute sur 
l’impöt calcule selon sa legislation l’impöt paye en Republi- 
que föderale d’Allemagne sur tous les biens autres que ceux 
qui, conformement aux dispositions des articles 5, 6, 7 et 8, 
sont imposables en France. 

(2) En ce qui concerne la Republique föderale d’Allemagne, 
les doubles impositions sont evitees de la maniere suivante: 
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a) Hatte der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes oder der 
Schenker im Zeitpunkt der Schenkung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland seinen Wohnsitz, so rechnet die Bundesre- 
publik Deutschland nach Maßgabe der Vorschriften des 
deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steu- 
ern auf die nach ihrem Recht festgesetzte Steuer die Steuer 
an, die in Frankreich für das Vermögen gezahlt wird, das 
nach den Artikeln 5, 6, 7 und 8 in Frankreich besteuert wer- 
den kann. 

b) Hatte der Erwerber im Zeitpunkt des Todes des Erblassers 
oder im Zeitpunkt der Schenkung in der Bundesrepublik 
Deutschland seinen Wohnsitz, so kann die Bundesrepublik 
Deutschland ungeachtet des Artikels 9 den gesamten 
Erwerb dieser Person besteuern; sie rechnet nach Maßgabe 
der Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung 
ausländischer Steuern auf die nach ihrem Recht festgesetz- 
te Steuer die Steuer an, die in Frankreich für anderes als das 
Vermögen gezahlt wird, das nach den Artikeln 5, 6, 7 und 8 
in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden kann. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten deutschen Steuer nicht übersteigen, der 
auf das Vermögen entfällt, für das die Anrechnung zu gewähren 
ist. Abweichend hiervon darf der anzurechnende Betrag den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten deutschen Steuer nicht 
übersteigen, der anteilig dem Verhältnis des Immobilienvermö- 
gens einer Gesellschaft oder juristischen Person, das ganz oder 
teilweise gemäß Artikel 5 Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 5 
Absatz 1 in Frankreich besteuert werden kann, zu deren gesam- 
tem Vermögen entspricht. 

Artikel 12 
Gleichbehandlung 

(1) Für die Gleichbehandlung auf dem Gebiet der Erbschaft- 
und Schenkungsteuern gelten die Bestimmungen des Arti- 
kels 21 des durch das Revisionsprotokoll vom 9. Juni 1969 und 
die Zusatzabkommen vom 28. September 1989 und vom 
20. Dezember 2001 geänderten Abkommens vom 21. Juli 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französi- 
schen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und 
über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewer- 
besteuern und der Grundsteuern zusammen mit dem zugehöri- 
gen Protokoll (im Folgenden als „Doppelbesteuerungsabkom- 
men“ bezeichnet). 

(2) Für die Anwendung von Artikel 21 Absatz 1 des Doppel- 
besteuerungsabkommens sind bei natürlichen Personen, juristi- 
schen Personen, Personengesellschaften und Personenvereini- 
gungen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in einem 
Vertragsstaat haben, nicht die gleichen Verhältnisse gegeben 
wie bei natürlichen Personen, juristischen Personen, Personen- 
gesellschaften und Personenvereinigungen, die ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt nicht in diesem Staat haben, auch 
wenn nach Artikel 21 Absatz 2 des Doppelbesteuerungsabkom- 
mens diese juristischen Personen, Personengesellschaften und 
Personenvereinigungen als Staatsangehörige des Vertrags- 
staats gelten, in dem sie ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt haben. 


Artikel 13 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner- 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde eines der beiden Vertrags- 
staaten unterbreiten. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren 


a) Lorsque le defunt au moment du deces ou le donateur au 
moment de la donation etait domicilie en Republique födera- 
le d’Allemagne, la Republique föderale d’Allemagne, confor- 
mement aux dispositions de la legislation allemande concer- 
nant l’imputation de l’impöt etranger, impute sur l’impöt 
calcule selon sa legislation l’impöt paye en France sur les 
biens qui, conformement aux dispositions des articles 5, 6, 7 
et 8, sont imposables en France. 

b) Nonobstant les dispositions de l’article 9, lorsqu’un heritier, 
legataire ou donataire etait domicilie en Republique föderale 
d’Allemagne au moment du deces du defunt ou au moment 
de la donation, la Republique föderale d’Allemagne peut 
imposer tous les biens regus par cette personne et, confor- 
mement aux dispositions de la legislation allemande concer- 
nant l’imputation de l’impöt etranger, eile impute sur l’impöt 
calcule selon sa legislation l’impöt paye en France sur tous 
les biens autres que ceux qui, conformement aux disposi- 
tions des articles 5, 6, 7 et 8, sont imposables en Republique 
föderale d’Allemagne. 

Le montant ä imputer ne peut toutefois exceder la fraction de 
l’impöt allemand, calcule avant imputation, correspondant aux 
biens ä raison desquels l’imputation doit etre accordee. Par 
derogation ä ce qui precede, le montant ä imputer ne peut exce- 
der la fraction de l’impöt allemand, calcule avant imputation, 
correspondant ä la part que representent les biens immobiliers 
d'une societe ou personne morale qui sont imposables en tout 
ou en partie en France conformement au paragraphe 4 de l’arti- 
cle 5 en liaison avec le paragraphe 1 dudit article par rapport ä 
la totalite de ses biens. 

Article 12 

Non-discrimination 

(1) Les dispositions relatives ä la non-discrimination en 
matiere d'impöts sur les successions et sur les donations sont 
celles de l’article 21 de la Convention du 21 juillet 1959 entre la 
Republique föderale d’Allemagne et la Republique frangaise en 
vue d'eviter les doubles impositions et d'etablir des regles d’as- 
sistance administrative et juridique reciproque en matiere d’im- 
pöts sur le revenu et sur la fortune ainsi qu’en matiere de contri- 
butions des patentes et de contributions foncieres (ensemble un 
Protocole) teile qu’amendee par les avenants du 9 juin 1969, du 
28 septembre 1989 et du 20 decembre 2001 (ci-apres denom- 
mee «Convention fiscale»). 

(2) Pour l’application des dispositions du paragraphe 1 de 
l’article 21 de la Convention fiscale, il est entendu qu’une per- 
sonne physique ou morale, societe de personnes ou association 
qui a son domicile ou sa residence dans un Etat contractant ne 
se trouve pas dans la meme Situation qu’une personne physique 
ou morale, societe de personnes ou association qui n’a pas son 
domicile ou sa residence dans cet Etat, meme si, s’agissant des 
personnes morales, societes de personnes ou associations, ces 
entites sont considerees, en application du paragraphe 2 de 
l’article precite, comme des nationaux de I ’ Etat contractant 
dans lequel eiles ont leur domicile ou leur residence. 


Article 13 
Procedure amiable 

(1) Lorsqu’une personne estime que les mesures prises par 
un Etat contractant ou par les deux Etats contractants entraT- 
nent ou entraTneront pour eile une imposition non conforme aux 
dispositions de la presente Convention, eile peut, independam- 
ment des recours prevus par le droit interne de ces Etats, sou- 
mettre son cas ä l’autorite competente de Tun ou l’autre Etat 
contractant. Le cas doit etre soumis dans les trois ans qui sui- 
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nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, 
die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung 
führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begrün- 
det und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständi- 
gungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, bei der Auslegung oder Anwendung des Abkom- 
mens entstehende Schwierigkeiten in gegenseitigem Einverneh- 
men zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber bera- 
ten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden 
kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
gemeinsam oder getrennt alle Vorschriften erlassen und Verfah- 
ren festlegen, die zur Durchführung des Abkommens erforder- 
lich sind. 

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der Absätze 1, 2, 3 
und 4 unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein münd- 
licher Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung 
zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer 
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 14 
Schiedsverfahren 

(1) In den in Artikel 13 genannten Fällen können die zuständi- 
gen Behörden, wenn sie nicht innerhalb von 24 Monaten vom 
Tag des Eingangs des Antrags des oder der Steuerpflichtigen an 
gerechnet zu einer Verständigung kommen, die Anrufung einer 
Schiedskommission vereinbaren. 

(2) Diese Kommission wird für jeden Einzelfall auf folgende 
Weise gebildet: jeder Vertragsstaat benennt ein Mitglied; die bei- 
den Mitglieder benennen in gegenseitigem Einvernehmen einen 
Angehörigen eines dritten Staates, der zum Vorsitzenden 
ernannt wird. Alle Mitglieder müssen innerhalb von drei Mona- 
ten, gerechnet ab dem Tag, an dem die zuständigen Behörden 
sich darauf geeinigt haben, den Fall der Schiedskommission zu 
unterbreiten, benannt werden. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, und wird keine andere Vereinbarung getroffen, so kann jeder 
Vertragsstaat den Generalsekretär des Ständigen Schiedsge- 
richtshofs ersuchen, die erforderlichen Benennungen vorzuneh- 
men. 

(4) Die Schiedskommission entscheidet nach den Grundsät- 
zen des Völkerrechts und insbesondere nach den Bestimmun- 
gen dieses Abkommens. Sie setzt selbst ihr Verfahren fest. Der 
Steuerpflichtige hat das Recht, von der Kommission gehört zu 
werden oder schriftliche Anträge einzureichen. 

(5) Die Entscheidungen der Schiedskommission werden mit 
Stimmenmehrheit der Mitglieder gefasst und sind verbindlich. 
Die Abwesenheit oder Stimmenthaltung eines der von den Ver- 
tragsstaaten benannten beiden Mitglieder hindert die Kommissi- 
on nicht, eine Entscheidung zu treffen. Bei Stimmengleichheit ist 
die Stimme des Vorsitzenden ausschlaggebend. 

Artikel 15 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung beziehungsweise Vollstreckung des inner- 
staatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeich- 
nung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebiets- 


vent la premiere notification de la mesure qui entraTne une impo- 
sition non conforme aux dispositions de la Convention. 

(2) L’autorite competente s’efforce, si la reclamation lui paraTt 
fondee et si eile n’est pas elle-meme en mesure d’y apporter 
une solution satisfaisante, de resoudre le cas par voie d’accord 
amiable avec l’autorite competente de l’autre Etat contractant, 
en vue d’eviter une imposition non conforme aux dispositions de 
la Convention. L’accord est applique quels que soient les delais 
prevus par le droit interne des Etats contractants. 

(3) Les autorites competentes des Etats contractants s’effor- 
cent, par voie d’accord amiable, de resoudre les difficultes aux- 
quelles peuvent donner Neu l’interpretation ou l’application de la 
Convention. Elles peuvent aussi se concerter en vue d’eliminer 
la double imposition dans les cas non prevus par la Convention. 

(4) Les autorites competentes des Etats contractants peu- 
vent prescrire conjointement ou separement toutes regles ou 
formalites necessaires ou appropriees pour l’application des 
dispositions de la Convention. 

(5) Les autorites competentes des Etats contractants peu- 
vent communiquer directement entre eiles en vue de parvenir ä 
un accord comme il est indique aux paragraphes 1 , 2, 3 et 4. Si 
des echanges de vues oraux semblent devoir faciliter cet 
accord, ces echanges de vues peuvent avoir Neu au sein d’une 
Commission composee de representants des autorites compe- 
tentes des Etats contractants. 

Article 14 

Procedure d’arbitrage 

(1) Dans les cas vises ä l’article 13, si les autorites competen- 
tes ne parviennent pas ä un accord amiable dans un delai de 24 
mois decompte ä partir du jour de reception de la demande du 
ou des contribuables concernes, eiles peuvent convenir de 
recourir ä une Commission d’arbitrage. 

(2) Cette Commission est constituee pour chaque cas parti- 
culier de la maniere suivante: chaque Etat contractant designe 
un membre, et les deux membres designent, d’un commun 
accord, un ressortissant d’un Etat tiers qui est nomme Presi- 
dent. Tous les membres doivent etre nommes dans un delai de 
trois mois ä compter de la date ä laquelle les autorites compe- 
tentes se sont entendues pour soumettre le cas ä la Commission 
d’arbitrage. 

(3) Si les delais mentionnes au paragraphe 2 ne sont pas res- 
pectes, et ä defaut d’un autre arrangement, chaque Etat 
contractant peut inviter le secretaire general de la cour perma- 
nente d’arbitrage ä proceder aux designations requises. 

(4) La commission d’arbitrage decide selon les regles du droit 
international et en particulier selon les dispositions de la presen- 
te Convention. Elle regle elle-meme sa procedure. Le contribua- 
ble a le droit d’etre entendu par la commission ou de deposer 
des conclusions echtes. 

(5) Les decisions de la commission d’arbitrage sont prises ä 
la majorite des voix de ses membres et ont force obligatoire. 
L’absence ou l’abstention d’un des deux membres designes par 
les Etats contractants n’empechent pas la commission de sta- 
tuer. En cas de partage egal des voix, la voix du President est 
preponderante. 

Article 15 

Echange de renseignements 

(1) Les autorites competentes des Etats contractants echan- 
gent les renseignements vraisemblablement pertinents pour 
appliquer les dispositions de la presente Convention ou pour 
l’administration ou l’application de la legislation interne relative 
aux impöts de toute nature et denomination pergus pour le 
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körperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, 
soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat gemäß Absatz 1 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informatio- 
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich ge- 
macht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Voll- 
streckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern 
oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder 
Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke ver- 
wenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen 
Gerichtsverfahren oder für eine Gerichtsentscheidung offen 
legen. 

(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichte- 
ten sie einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset- 
zen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen 
Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfah- 
ren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Infor- 
mationen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informa- 
tionen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 
Beschränkungen gemäß Absatz 3, sofern diese Beschränkun- 
gen einen Vertragsstaat nicht nur deshalb an der Erteilung von 
Informationen hindern, weil er kein innerstaatliches steuerliches 
Interesse an diesen Informationen hat. 

(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein 
Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ableh- 
nen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 
Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhän- 
der befinden oder sich auf das Eigentum an einer Person bezie- 
hen. 


Artikel 16 

Unterstützung bei der Beitreibung 

(1) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde des einen Ver- 
tragsstaats führt der andere Vertragsstaat vorbehaltlich der 
Absätze 7 und 10 die Beitreibung der steuerlichen Ansprüche 
des erstgenannten Staates nach Maßgabe der Rechtsvorschrif- 
ten durch, die für die Beitreibung seiner eigenen steuerlichen 
Ansprüche gelten. Der Ausdruck „steuerliche Ansprüche“ 
bedeutet den Steuerbetrag sowie mit diesem Betrag zusam- 
menhängende Zinsen, Geldbußen und Kosten der Erhebung 
oder Sicherung, die geschuldet werden und noch nicht gezahlt 
worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nur für steuerliche Ansprüche, die Gegen- 
stand eines im ersuchenden Staat gültigen Vollstreckungstitels 
sind und die vorbehaltlich einer gegenteiligen Regelung durch 
die zuständigen Behörden nicht mehr angefochten werden kön- 
nen. 


compte des Etats contractants, de leurs subdivisions politiques 
ou de leurs collectivites territoriales dans la mesure oü l’imposi- 
tion qu’elle prevoit n'est pas contraire ä la Convention. L’echan- 
ge de renseignements n’est pas restreint par les articles 1 et 2. 

(2) Les renseignements regus en vertu du paragraphe 1 par 
un Etat contractant sont tenus secrets de la meme maniere que 
les renseignements obtenus en application de la legislation 
interne de cet Etat et ne sont communiques qu’aux personnes 
ou autorites (y compris les tribunaux et Organes administratifs) 
concernees par l’etablissement ou le recouvrement des impöts, 
par les procedures ou poursuites concernant ces impöts, par les 
decisions sur les recours relatifs aux impöts mentionnes au 
paragraphe 1, ou par le contröle de ceux-ci. Ces personnes ou 
autorites n’utilisent ces renseignements qu’ä ces fins. Elles 
peuvent reveler ces renseignements au cours des audiences 
publiques de tribunaux ou dans des jugements. 

(3) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 ne peuvent en 
aucun cas etre interpretees comme imposant ä un autre Etat 
contractant l’obligation: 

a) de prendre des mesures administratives derogeant ä sa 
legislation et ä sa pratique administrative ou ä celles de l’au- 
tre Etat contractant; 

b) de fournir des renseignements qui ne pourraient etre obte- 
nus sur la base de sa legislation ou dans le cadre de sa pra- 
tique administrative normale ou de celles de l'autre Etat 
contractant; 

c) de fournir des renseignements qui reveleraient un secret 
commercial, industriel, professionnel ou un procede com- 
mercial ou des renseignements dont la communication 
serait contraire ä l’ordre public. 

(4) Si des renseignements sont demandes par un Etat 
contractant conformement ä cet article, l’autre Etat contractant 
utilise les pouvoirs dont il dispose pour obtenir les renseigne- 
ments demandes meme si cet autre Etat peut ne pas en avoir 
besoin ä ses propres fins fiscales. L’obligation qui figure dans la 
phrase precedente est soumise aux limitations prevues au para- 
graphe 3 mais en aucun cas ces limitations ne peuvent etre 
interpretees comme permettant ä un Etat contractant de refuser 
de communiquer des renseignements uniquement parce que 
ceux-ci ne presentent pas d’interet pour lui dans le cadre natio- 
nal. 

(5) En aucun cas les dispositions du paragraphe 3 ne peuvent 
etre interpretees comme permettant ä un Etat contractant de 
refuser de communiquer des renseignements uniquement parce 
que ceux-ci sont detenus par une banque, un autre etablisse- 
ment financier, un mandataire ou une personne agissant en tant 
qu’agent ou fiduciaire ou parce que ces renseignements se rat- 
tachent au droit de propriete d’une personne. 

Article 16 

Assistance au recouvrement 

(1) A la demande de l’autorite competente d’un Etat contrac- 
tant, l’autre Etat contractant procede, sous reserve des disposi- 
tions des paragraphes 7 et 1 0, au recouvrement des creances 
fiscales du premier Etat conformement ä la legislation applicable 
pour le recouvrement de ses propres creances fiscales. L’ex- 
pression «creance fiscale» designe tout montant d’impöt ainsi 
que les interets, penalites administratives et les frais de recou- 
vrement ou de Conservation y afferents, qui sont dus et non 
encore acquittes. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 ne s’appliquent qu’aux 
creances fiscales qui font l’objet d’un titre permettant d’en pour- 
suivre le recouvrement dans I ’ Etat requerant et qui, ä moins que 
les autorites competentes n’en soient convenues autrement, ne 
peuvent plus etre contestees. 
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(3) Bei steuerlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 
einem Erblasser oder seinem Nachlass beschränkt sich die Ver- 
pflichtung zur Gewährung einer Unterstützung bei der Beitrei- 
bung auf den Wert des Nachlasses oder desjenigen Teiles des 
Vermögens, der auf jeden Nachlassbegünstigten entfällt, je 
nachdem, ob die Ansprüche aus dem Nachlass oder aus dem 
auf den Nachlassbegünstigten entfallenden Teil zu befriedigen 
sind. 

(4) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde des einen Ver- 
tragsstaats trifft der andere Vertragsstaat zum Zweck der Bei- 
treibung eines Steuerbetrags Sicherungsmaßnahmen, selbst 
wenn gegen die steuerlichen Ansprüche Einspruch eingelegt 
oder der Vollstreckungstitel noch nicht ausgestellt worden ist. 

(5) Dem Ersuchen sind beizufügen: 

a) eine Erklärung, dass der Anspruch eine unter das Abkom- 
men fallende Steuer betrifft und dass er im Falle der Beitrei- 
bung vorbehaltlich des Absatzes 2 nicht angefochten wird, 


b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchenden Staat gülti- 
gen Vollstreckungstitels und 

c) die anderen für die Beitreibung oder die Sicherungsmaßnah- 
men erforderlichen Schriftstücke. 

(6) Der im ersuchenden Staat gültige Vollstreckungstitel wird, 
soweit erforderlich, gemäß den im ersuchten Staat geltenden 
Bestimmungen nach Eingang des Ersuchens so bald wie mög- 
lich anerkannt, ergänzt oder durch einen Vollstreckungstitel des 
ersuchten Staates ersetzt. 


(7) Für Fragen im Zusammenhang mit Verjährungsfristen bei 
steuerlichen Ansprüchen ist das Recht des ersuchenden Staa- 
tes maßgebend. Das Ersuchen um Unterstützung enthält Anga- 
ben über diese Verjährungsfristen. 

(8) Beitreibungsmaßnahmen, die vom ersuchten Staat auf- 
grund eines Ersuchens durchgeführt werden und die nach dem 
Recht dieses Staates die in Absatz 7 erwähnten Verjährungsfris- 
ten hemmen oder unterbrechen würden, haben im Hinblick auf 
das Recht des ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der 
ersuchte Staat unterrichtet den ersuchenden Staat über die zu 
diesem Zweck getroffenen Maßnahmen. 

(9) Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsaufschub oder 
Ratenzahlungen zustimmen, wenn sein Recht oder seine Ver- 
waltungspraxis dies in ähnlichen Fällen zulässt; er unterrichtet 
den ersuchenden Staat im Voraus hierüber. 

(10) Der ersuchte Staat ist keinesfalls verpflichtet, einem 
Ersuchen zu entsprechen, das später als 15 Jahre nach dem 
Zeitpunkt der Ausfertigung des ursprünglichen Vollstreckungsti- 
tels gestellt wird. 


Artikel 17 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrech- 
te, die den Diplomaten und Konsularbeamten nach den allge- 
meinen Regeln des Völkerrechts oder aufgrund gesonderter 
Vereinbarungen zustehen. 

(2) Ungeachtet des Artikels 4 wird eine natürliche Person, die 
Mitglied einer diplomatischen Mission, einer konsularischen Ver- 
tretung oder einer Ständigen Vertretung eines Vertragsstaats ist, 
die im anderen Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen 
ist, für die Zwecke dieses Abkommens so behandelt, als habe 
sie ihren Wohnsitz im Entsendestaat, wenn 


(3) L’obligation d'accorder une assistance en vue du recou- 
vrement des creances fiscales concernant une personne dece- 
dee ou sa succession est limitee ä la valeur de la succession ou 
des biens regus par chacun des beneficiaires de la succession 
selon que la creance est ä recouvrer sur la succession ou aupres 
des beneficiaires de celle-ci. 


(4) A la demande de l'autorite competente d’un Etat contrac- 
tant, l’autre Etat contractant prend des mesures conservatoires 
en vue du recouvrement d’un montant d’impöt, meme si la 
creance fiscale est contestee ou si le titre executoire n’a pas 
encore ete emis. 

(5) La demande d’assistance administrative est accompa- 
gnee: 

a) d’une attestation precisant que la creance fiscale concerne 
un impöt vise par la presente Convention et, en ce qui 
concerne le recouvrement, que, sous reserve des disposi- 
tions du paragraphe 2, la creance fiscale n’est pas contes- 
tee, et 

b) d’une copie officielle du titre permettant l’execution dans 
I ’ Etat requerant, et 

c) de tout autre document exige pour le recouvrement ou pour 
prendre les mesures conservatoires. 

(6) Le titre permettant l’execution dans l’Etat requerant est, 
s’il y a Neu et conformement aux dispositions en vigueur dans 
l’Etat requis, admis, homologue, complete ou remplace dans les 
plus brefs delais suivant la date de reception de la demande 
d’assistance par un titre permettant l’execution dans l’Etat 
requis. 

(7) Les questions concernant le delai de prescription de la 
creance fiscale sont regies par la legislation de l’Etat requerant. 
La demande d’assistance contient des renseignements sur ce 
delai. 

(8) Les actes de recouvrement accomplis par I ’ Etat requis ä la 
suite d’une demande d’assistance et qui, conformement aux 
dispositions de la legislation de cet Etat, auraient pour effet de 
suspendre ou d’interrompre le delai mentionne au paragraphe 7 
ont le meme effet au regard de la legislation de l’Etat requerant. 
L’Etat requis informe l’Etat requerant des actes ainsi accomplis. 

(9) Si sa legislation ou sa pratique administrative le permet 
dans des circonstances analogues, l’Etat requis peut consentir 
un delai de paiement ou un paiement echelonne, mais il en infor- 
me au prealable l’Etat requerant. 

(10) En tout etat de cause, l’Etat requis n’est pas tenu de 
donner suite ä une demande d’assistance qui est presentee 
apres une periode de 1 5 ans ä partir de la date du titre executoi- 
re initial. 


Article 17 

Membres des missions 
diplomatiques et des postes consulaires 

(1) Les dispositions de la presente Convention ne portent pas 
atteinte aux Privileges fiscaux dont beneficient les agents diplo- 
matiques ou les fonctionnaires consulaires en vertu soit des 
regles generales du droit international, soit des dispositions 
d’accords particuliers. 

(2) Nonobstant les dispositions de l’article 4, toute personne 
physique qui est membre d’une mission diplomatique, d’un 
poste consulaire ou d’une delegation permanente d'un Etat 
contractant situes dans l’autre Etat contractant ou dans un Etat 
tiers est consideree, aux fins de la Convention, comme domici- 
liee dans l’Etat accreditant, ä condition que 
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a) nach dem Völkerrecht ihr Nachlass oder ihre Schenkung im 
Empfangsstaat mit außerhalb dieses Staates gelegenem 
Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 

b) der gesamte Nachlass oder die gesamte Schenkung im Ent- 
sendestaat in gleicher Weise besteuert wird wie die Nachläs- 
se oder Schenkungen von Personen mit Wohnsitz in diesem 
Staat. 

(3) Das Abkommen gilt nicht für 

a) Schenkungen von internationalen Organisationen oder von 
deren Organen oder Beamten oder von Personen, die Mit- 
glieder einer diplomatischen Mission, einer konsularischen 
Vertretung oder einer Ständigen Vertretung eines dritten 
Staates sind, und 

b) Nachlässe dieser Beamten oder Personen, 

wenn diese Organisationen, Organe, Beamten oder Personen 
sich in einem Vertragsstaat aufhalten und ihre Schenkungen 
oder Nachlässe in keinem Vertragsstaat steuerlich wie die 
Schenkungen oder Nachlässe von Personen mit Wohnsitz in 
diesem Staat behandelt werden. 

Artikel 18 

Protokoll zum Abkommen 

Das anliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 19 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikati- 
onsurkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag nach dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. Die Bestimmungen dieses Ab- 
kommens finden Anwendung auf die Nachlässe von Personen, 
die am oder nach dem Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
sterben, und auf Schenkungen, die am oder nach dem Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens ausgeführt werden. 

Artikel 20 

Geltungsdauer und Kündigung 

Das Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch 
kann jeder der Vertragsstaaten vom fünften Jahr nach dem Jahr 
des Inkrafttretens an das Abkommen bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahres auf diplomatischem Weg schriftlich kündi- 
gen. In diesem Fall ist das Abkommen auf die Nachlässe der im 
Kalenderjahr der Kündigung des Abkommens gestorbenen Per- 
sonen beziehungsweise auf die in diesem Jahr vorgenommenen 
Schenkungen letztmals anzuwenden. 

Geschehen zu Paris am 12. Oktober 2006 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


a) conformement au droit international, sa succession ou la 
donation qu’elle a faite ne soit pas assujettie ä l’impöt dans 
l’Etat accreditaire pour les biens situes en dehors de cet 
Etat, et que 

b) la totalite de la succession ou de la donation soit imposable 
dans l’Etat accreditant de la meme fagon que les succes- 
sions ou donations de personnes domiciliees dans cet Etat. 

(3) La Convention ne s’applique pas: 

a) aux donations faites par des organisations internationales ou 
leurs Organes, ou par leurs fonctionnaires, ou par des per- 
sonnes membres d’une mission diplomatique, d’un poste 
consulaire ou d’une mission permanente d’un Etat tiers, ni 

b) aux successions de ces fonctionnaires ou personnes, 

lorsque ces organisations, Organes, fonctionnaires ou person- 
nes se trouvent sur le territoire d’un Etat contractant et que leurs 
donations ou leurs successions ne sont pas soumises dans un 
Etat contractant au meme regime fiscal que les donations ou les 
successions des personnes domiciliees dans cet Etat. 

Article 18 

Protocole relatif ä la Convention 

Le protocole ci-joint fait partie integrante de la presente 
Convention. 

Article 1 9 
Entree en vigueur 

(1) La presente Convention doit etre ratifiee. Les Instruments 
de ratification seront echanges des que possible. 

(2) La presente Convention entrera en vigueur le premier jour 
suivant Pechange des instruments de ratification. Ses disposi- 
tions s’appliqueront aux successions de personnes decedees, 
et aux donations effectuees, ä compter de la date d'entree en 
vigueur de la Convention. 


Article 20 

Duree et denonciation 

La presente Convention restera indefiniment en vigueur, mais 
chacun des Etats contractants pourra, jusqu’au 30 juin inclus de 
toute annee civile ä partir de la cinquieme annee suivant celle de 
son entree en vigueur, la denoncer par ecrit et par la voie diplo- 
matique. Dans ce cas, les dispositions de la Convention s’appli- 
queront pour la derniere fois aux successions de personnes 
decedees ou aux donations effectuees dans l’annee civile au 
cours de laquelle la Convention aura ete denoncee. 

Fait ä Paris, le 12 octobre 2006, en double exemplaire, cha- 
cun en langues allemande et frangaise, les deux textes faisant 
egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la Republique föderale d’Allemagne 

Frank Steinmeier 
Peer Steinbrück 

Für die Französische Republik 
Pour la Republique frangaise 

Thierry Breton 
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Protokoll 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen 


Protocole 

relatif ä la Convention 
entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique frangaise 
en vue d’eviter les doubles impositions en matiere 
d’impöts sur les successions et sur les donations 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Französische Repu- 
blik haben anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwi- 
schen den beiden Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen am 
12. Oktober 2006 die nachstehenden Bestimmungen vereinbart: 

1 . Hinsichtlich des Artikels 3 Absatz 2 besteht Einvernehmen 
darüber, dass bei der Anwendung des Abkommens durch 
einen Vertragsstaat die Bedeutung, die einem Ausdruck 
nach dem Steuerrecht dieses Staates zukommt, Vorrang hat 
vor der Bedeutung, die ihm in anderen Bereichen des Rechts 
dieses Staates zukommt. 

2. Hinsichtlich des Artikels 4 Absatz 1 gilt ein deutscher Staats- 
angehöriger, der sich zum Zeitpunkt des Todes oder der 
Schenkung seit höchstens fünf Jahren außerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland aufhielt, ohne in der Bundesrepu- 
blik Deutschland über eine Wohnstätte zu verfügen, als eine 
Person mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne des ersten Satzes dieses Absatzes. 

3. Hinsichtlich des Artikels 5 Absatz 4 besteht Einvernehmen 
darüber, dass die über eine oder mehrere andere Gesell- 
schaften oder juristische Personen gehaltenen Immobilien 
nur mit dem prozentualen Anteil zu berücksichtigen sind, der 
dem entsprechenden prozentualen Anteil an den Aktien, 
Anteilen oder sonstigen Rechten entspricht, der dem Erblas- 
ser oder Schenker zuzurechnen ist. 

4. Hinsichtlich des Artikels 8 gelten Bargeld, Forderungen jeder 
Art, Aktien und Gesellschaftsanteile nicht als bewegliches 
materielles Vermögen. 

Artikel 8 gilt zudem nicht für bewegliches materielles Vermö- 
gen, das Teil des Nachlasses einer Person mit Wohnsitz in 
einem Vertragsstaat ist und das im Zeitpunkt des Todes im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates gelegen ist, 
ohne zum dauerhaften Verbleib in diesem anderen Vertrags- 
staat bestimmt gewesen zu sein. In diesem Fall ist aus- 
schließlich Artikel 9 anzuwenden. 

5. Hinsichtlich des Artikels 10 besteht Einvernehmen darüber, 
dass in dem Fall, in dem ein Vertragsstaat aufgrund seines 
innerstaatlichen Rechts einen Vermögenswert nur zu einem 
Teil seines Werts besteuert, die Schulden ungeachtet der 
Bestimmungen der Absätze 6 und 7 dieses Artikels auch nur 
anteilig abgezogen werden. 

6. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 11 Absatz 2 
letzter Satz nicht anzuwenden ist, wenn in der Bundesrepu- 
blik Deutschland das innerstaatliche Recht eine Besteue- 
rung von Immobilienvermögen gemäß Artikel 5 Absatz 4 in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 ermöglicht. 


Au moment de proceder, en date du 12 octobre 2006, ä la 
signature de la Convention entre les deux Etats en vue d’eviter 
les doubles impositions en matiere d'impöts sur les successions 
et sur les donations, la Republique föderale d’Allemagne et la 
Republique frangaise sont convenues des dispositions suivan- 
tes: 

1 . En ce qui concerne le paragraphe 2 de l’article 3, il est 
entendu que, pour l’application de la Convention par un Etat 
contractant, le sens attribue ä un terme ou une expression 
par le droit fiscal de cet Etat prevaut sur le sens attribue ä ce 
terme ou cette expression par les autres branches du droit 
de cet Etat. 

2. En ce qui concerne le paragraphe 1 de l’article 4, une per- 
sonne possedant la nationale allemande qui, au moment du 
deces ou de la donation, sejournait hors de la Republique 
föderale d’Allemagne depuis cinq ans au plus sans avoir de 
foyer d’habitation en Republique föderale d’Allemagne est 
consideree comme domiciliee en Republique föderale d’Al- 
lemagne au sens de la premiere phrase de ce paragraphe. 

3. En ce qui concerne le paragraphe 4 de l’article 5, il est 
entendu que la valeur des immeubles detenus par Unterpo- 
sition d’une ou plusieurs autres societes ou personnes 
morales ne sont pris en compte qu’au prorata de ia fraction 
des actions, parts ou autres droits attribuable au defunt ou 
au donateur. 

4. En ce qui concerne Particle 8, le numeraire, les creances de 
toute nature, les actions et parts de societes ne sont pas 
consideres comme des biens mobiliers corporels. 

En outre, l’article 8 ne s'applique pas aux biens mobiliers 
corporels qui font partie de la succession d’une personne 
domiciliee dans un Etat contractant et qui, au moment du 
deces, se trouvaient sur le territoire de l’autre Etat contrac- 
tant sans avoir vocation ä y demeurer durablement. Dans ce 
cas, seul l’article 9 est applicable. 

5. En ce qui concerne l’article 10, il est entendu que lorsqu’un 
Etat contractant, selon sa legislation interne, impose un bien 
sur une fraction seulement de sa valeur, les dettes ne sont 
deduites qu’ä Proportion de cette fraction, nonobstant les 
dispositions des paragraphes 6 et 7 de cet article. 

6. II est entendu que le paragraphe 2, derniere phrase, de l’ar- 
ticle 11 ne s’applique pas lorsqu’en Republique föderale 
d’Allemagne, la legislation interne autorise une imposition 
des biens immobiliers conformement au paragraphe 4 de 
l’article 5 en liaison avec le paragraphe 1 dudit article. 
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7. Hinsichtlich der Artikel 1 5 und 1 6 gelten, soweit nach diesen 
Artikeln personenbezogene Daten übermittelt werden, 
ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der in jedem Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschrif- 
ten: 

a) Unter personenbezogenen Daten sind nähere Angaben 
über die persönlichen und faktischen Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zu 
verstehen. 

b) Die aufgrund dieses Abkommens übermittelten perso- 
nenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie 
übermittelt worden sind, und zu den von der übermitteln- 
den zuständigen Behörde im Einzelfall vorgeschriebenen 
Bedingungen zu verwenden. Die Verwendung der perso- 
nenbezogenen Daten für andere Zwecke bedarf der vor- 
herigen Zustimmung der die betreffenden Daten übermit- 
telnden zuständigen Behörde. 

c) Vorbehaltlich der innerstaatlichen Rechtsvorschriften der 
Vertragsstaaten gilt für die Übermittlung und Verwen- 
dung von personenbezogenen Daten Folgendes: 

aa) Die empfangende zuständige Behörde unterrichtet 
die übermittelnde zuständige Behörde auf Ersuchen 
über die empfangenen personenbezogenen Daten, 
deren Verwendung und die dadurch erzielten Ergeb- 
nisse; 

bb) Die zuständigen Behörden behandeln die im Rah- 
men dieses Abkommens übermittelten personenbe- 
zogenen Daten sorgfältig und achten besonders auf 
deren Korrektheit und Vollständigkeit. Es sind nur 
personenbezogene Daten zu übermitteln, die das 
gestellte Ersuchen betreffen. Erweist sich, dass 
unrichtige personenbezogene Daten oder personen- 
bezogene Daten, die nicht übermittelt werden 
durften, übermittelt worden sind, so ist dies der emp- 
fangenden zuständigen Behörde unverzüglich mitzu- 
teilen. Die empfangende zuständige Behörde berich- 
tigt etwaige Fehler oder übermittelt die personenbe- 
zogenen Daten zurück; 

cc) Die zuständigen Behörden machen die Übermittlung 
und den Empfang von personenbezogenen Daten in 
geeigneter Weise aktenkundig; 

dd) Die zuständigen Behörden gewährleisten für die 
übermittelten personenbezogenen Daten Schutz 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung 
und unbefugte Bekanntgabe. 


7. En ce qui concerne les articles 15 et 16, dans la mesure oü, 
aux termes de ces articles, des donnees ä caractere person- 
nel sont communiquees, il y a Neu d'appliquer les disposi- 
tions complementaires suivantes tout en respectant la legis- 
lation en vigueur dans chaque Etat contractant: 

a) Par donnees ä caractere personnel, on entend les infor- 
mations concernant la Situation personnelle et factuelle 
d'une personne physique identifiee ou identifiable. 

b) Les donnees ä caractere personnel communiquees en 
vertu de la presente Convention doivent etre utilisees aux 
fins pour lesquelles elles ont ete communiquees et dans 
le respect des conditions imposees au cas particulier par 
l’autorite competente qui les a communiquees. L’utilisa- 
tion des donnees ä caractere personnel ä d’autres fins 
est subordonnee ä l’autorisation prealable de l’autorite 
competente qui les a communiquees. 

c) Sous reserve de la legislation interne des Etats contrac- 
tants, la communication et l’utilisation des donnees ä 
caractere personnel sont regies par les regles suivantes: 

aa) L’autorite competente qui regoit les donnees ä 
caractere personnel informe sur demande l’autorite 
competente qui les a communiquees des donnees 
regues, de l’utilisation qu’elle en a faite et des resul- 
tats obtenus. 

bb) Les autarkes competentes traitent avec soin les don- 
nees ä caractere personnel qu’elles communiquent 
dans le cadre de la presente Convention et veillent 
notamment ä ce qu’elles soient correctes et comple- 
tes. Seules sont communiquees les donnees ä 
caractere personnel ayant trait ä la demande. S’il 
apparait que des donnees inexactes ou des donnees 
qui n’auraient pas dü etre communiquees l’ont ete, 
l’autorite competente qui les a regues doit en etre 
immediatement avisee. Elle rectifie les erreurs even- 
tuelles ou renvoie les donnees. 


cc) Les autarkes competentes enregistrent de fagon 
adequate la communication et la reception de don- 
nees ä caractere personnel. 

dd) Les autarkes competentes protegent les donnees ä 
caractere personnel communiquees contre tout 
acces, taute modification et taute transmission non 
autorises. 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das Abkommen dient der Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung bei den Nachlass-, Erbschaft- und Schen- 
kungsteuern im Verhältnis zu der Französischen Repu- 
blik. Es soll den bisherigen auf diesem Gebiet bestehen- 
den abkommenslosen Zustand zwischen den beiden 
Vertragsstaaten beenden. 

Das Abkommen entspricht nach Inhalt, Aufbau und text- 
licher Ausgestaltung weitgehend dem OECD-Muster- 
abkommen für derartige Verträge. Dementsprechend 
grenzen die Artikel 1 bis 4 den Geltungsbereich des 
Abkommens ab und enthalten einige für die Abkom- 
mensanwendung wichtige Definitionen. Die Artikel 5 
bis 9 geben den Rahmen vor, innerhalb dessen der Quel- 
len- bzw. Belegenheitsstaat Vermögen besteuern kann. 
Artikel 10 regelt den Schuldenabzug. Artikel 1 1 regelt die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 
durch Anrechnung der Steuern des Quellen- oder Bele- 
genheitsstaates und eröffnet die Möglichkeit der Be- 
steuerung des Erwerbers durch seinen jeweiligen Wohn- 
sitzstaat. Die Artikel 12 bis 16 regeln den Schutz vor 
steuerlicher Diskriminierung, die Durchführung von Ver- 
ständigungs- und Schiedsverfahren sowie die Amtshilfe 
zwischen den Steuerbehörden hinsichtlich des Informati- 
onsaustauschs und der Steuererhebung. Artikel 17 ent- 
hält die Besonderheiten für Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen. Die Arti- 
kel 19 und 20 regeln das Inkrafttreten und das Außer- 
krafttreten des Abkommens. 

Das Protokoll zum Abkommen ergänzt das Abkommen 
um einige klarstellende Bestimmungen und enthält 
Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten; es 
ist Bestandteil des Abkommens (Artikel 18). 

Das Abkommen tritt am Tag nach dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und wird anzuwenden sein 
auf Nachlässe von Personen, die am oder nach dem Tag 
des Inkrafttretens des Abkommens sterben und auf 
Schenkungen, die am oder nach dem Tag des Inkrafttre- 
tens des Abkommens ausgeführt werden. 

II. Zu den einzelnen Artikeln des Abkommens 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt, dass das Abkommen für Nach- 
lässe, Erbschaften und Schenkungen gilt, wenn der Erb- 
lasser im Zeitpunkt seines Todes oder der Schenker im 
Zeitpunkt der Schenkung einen Wohnsitz in einem oder 
in beiden Vertragsstaaten hatte. 

Zu Artikel 2 

Der Artikel bestimmt die Steuern, die unter das Abkom- 
men fallen. Nach Absatz 4 gilt das Abkommen auch 
für Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die nach der 
Unterzeichnung des Abkommens erhoben werden. Die 
Steuer vom Vermögen einer Stiftung oder eines Vereins, 
die nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und § 9 Abs. 1 Nr. 4 des deut- 


schen Erbschaftsteuergesetzes erhoben wird, gilt hierbei 
nicht als Erbschaftsteuer oder als gleiche oder ähnliche 
Steuer (Artikel 2 Abs. 4 Satz 2). 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel definiert in Absatz 1 die für die Abkom- 
mensanwendung grundlegenden Begriffe. Absatz 2 
enthält die übliche Auslegungsregel, die auf das inner- 
staatliche Recht als subsidiäre Auslegungsquelle ver- 
weist (Hinweis auch auf Nummer 1 des Protokolls). 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für die Abgrenzung der Be- 
steuerungsrechte maßgeblichen Begriff des Wohnsitzes. 

Nach Absatz 1 bestimmt sich der Wohnsitz grund- 
sätzlich nach den Merkmalen des innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten. Die Nummer 2 des Proto- 
kolls enthält eine ergänzende Regelung für deutsche 
Staatsangehörige. 

Soweit eine natürliche Person nach Absatz 1 in beiden 
Vertragsstaaten einen Wohnsitz hat, wird für die Abkom- 
mensanwendung nur einer der Vertragsstaaten nach 
näher bestimmten Kriterien als Wohnsitzstaat bestimmt 
(Absatz 2). 

Absatz 3 enthält eine besondere „Staatsangehörigen- 
regelung“. In derartigen Fällen wird ein Staatsangehöri- 
ger eines der Vertragsstaaten trotz voller Wohnsitznahme 
im anderen Staat nicht als dort, sondern als mit Wohnsitz 
im Heimatstaat behandelt. 

Tritt der Fall eines doppelten Wohnsitzes bei anderen als 
natürlichen Personen auf, so ist für die Bestimmung des 
Wohnsitzes im Sinne des Abkommens der Ort der tat- 
sächlichen Geschäftsleitung maßgebend (Absatz 4). 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel belässt das Recht zur Besteuerung des 
unbeweglichen Vermögens dem Staat, in dem das Ver- 
mögen liegt. Absatz 2 verweist zur Bestimmung des 
Begriffs „unbewegliches Vermögen“ auf das innerstaatli- 
che Recht dieses Staates. 

Absatz 3 erweitert den Begriff des unbeweglichen 
Vermögens auf Aktien, Anteile und sonstige Rechte an 
bestimmten Gesellschaften oder juristischen Personen. 

Nach Absatz 4 in Verbindung mit Nummer 3 des Pro- 
tokolls sind Immobilien anteilmäßig zum unbeweglichen 
Vermögen hinzuzurechnen, die bestimmten Gesellschaf- 
ten oder juristischen Personen gehören, an denen der 
Erblasser oder Schenker oder Familienangehörige betei- 
ligt sind. Da das deutsche Erbschaftsteuergesetz eine 
derartige Hinzurechnung zum unbeweglichen Vermögen 
nicht kennt, wird hier die Anrechnung der französischen 
Steuer auf die deutsche Steuer begrenzt (Artikel 11 
Abs. 2 Satz 3). 

Absatz 5 stellt klar, dass die Vorschriften des Arti- 
kels 5 auch auf das unbewegliche Vermögen von Unter- 
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nehmen und des der Ausübung eines freien Berufs oder 
einer sonstigen selbständigen Tätigkeit dienende unbe- 
wegliche Vermögen Anwendung findet. 

Zu Arti kel 6 

Dieser Artikel belässt das Recht zur Besteuerung des 
beweglichen Betriebsvermögens und des beweglichen 
Vermögens einer festen Einrichtung dem Staat, in dem 
sich die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung befin- 
det (Absätze 1 und 6). Ausgenommen hiervon ist 
lediglich das in Artikel 7 behandelte Vermögen (Schiffe 
und Luftfahrzeuge). 

Die Absätze 2 bis 5 geben eine Definition des 
Begriffs der Betriebsstätte. Die Regelungen entsprechen 
im Wesentlichen dem Artikel 5 Abs. 1 bis 4 des OECD- 
Musterabkommens auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen. 

Zu Arti kel 7 

Dieser Artikel belässt das Recht zur Besteuerung von im 
internationalen Verkehr betriebenen Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen sowie des beweglichen Vermögens, das 
dem Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, dem 
Staat, in dem sich die tatsächliche Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. Nach Absatz 2 gilt dieses 
auch für Schiffe der Binnenschifffahrt. 

Zu Arti kel 8 

Dieser Artikel belässt das Recht zur Besteuerung des 
übrigen beweglichen materiellen Vermögens dem Bele- 
genheitsstaat. Ergänzend hierzu enthält die Nummer 4 
des Protokolls eine Negativabgrenzung des Vermögens, 
welches nicht unter Artikel 8 fällt. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel behandelt das nicht unter die Artikel 5 bis 8 
fallende Vermögen. Dieses darf nur vom Wohnsitzstaat 
des Erblassers oder Schenkers besteuert werden. 

Zu Arti kel 1 0 

Dieser Artikel behandelt den Schuldenabzug. Nach den 
Absätzen 1 bis 4 sind die Schulden vom jeweiligen 
Vermögenswert abzuziehen, in dessen wirtschaftlichem 
Zusammenhang sie stehen. Alle anderen Schulden wer- 
den vom Wert des unter Artikel 9 fallenden Vermögens 
abgezogen (Absatz 5). Ein etwaiger Schuldenüber- 
hang wird vom Wert des übrigen Vermögens, das in dem 
jeweiligen Staat besteuert werden kann, abgezogen 
(Absatz 6). Übersteigen die Schulden in einem Ver- 
tragsstaat auch nach Anwendung der Absätze 5 
und 6 den Wert des in diesem Staat besteuerten Ver- 
mögens, so berücksichtigt der andere Staat den verblie- 
benen Schuldenrest (Absatz 7). 

Ergänzend bestimmt die Nummer 5 des Protokolls, dass 
Schulden nur anteilig abgezogen werden, wenn auch der 
Vermögenswert nur anteilig bei der Besteuerung berück- 
sichtigt worden ist. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des Erblas- 
sers oder Schenkers die Doppelbesteuerung von Vermö- 
genswerten vermeidet, die nach dem Abkommen auch 


im anderen Staat besteuert werden können. In beiden 
Vertragsstaaten erfolgt die Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung im Wege der Anrechnung der ausländischen 
Steuer auf die jeweils eigene Steuer. 

Zudem ermöglicht Artikel 11 dem Wohnsitzstaat des 
Erwerbers, auch diesen zu besteuern (Artikel 11 Abs. 1 
Buchstabe c bzw. Artikel 11 Abs. 2 Buchstabe b). Die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung erfolgt auch hier im 
Wege der Steueranrechnung. 

Zu Arti kel 1 2 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin- 
dern. Das Verbot der Diskriminierung bezieht sich auf die 
Steuern, die unter das Abkommen fallen. Im Einzelnen 
wird auf die einschlägigen Bestimmungen des deutsch- 
französischen Doppelbesteuerungsabkommens vom 
21. Juli 1959 auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen in der Fassung des Zusatzab- 
kommens vom 20. Dezember 2001 verwiesen. 

Zu Arti kel 1 3 

Dieser Artikel sieht die Möglichkeit vor, dass sich die 
zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten über die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung in Einzelfällen ver- 
ständigen und Schwierigkeiten bei der Auslegung und 
Anwendung des Abkommens unter Ausschluss des 
diplomatischen Weges unmittelbar untereinander regeln 
können. 

Zu Arti kel 1 4 

Dieser Artikel sieht die Durchführung eines Schiedsver- 
fahrens in Einzelfällen vor, wenn in einem Verfahren nach 
Artikel 13 eine Einigung zwischen den zuständigen 
Behörden der beiden Vertragsstaaten nicht innerhalb von 
24 Monaten erreicht worden ist. 

Zu Arti kel 1 5 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten, 
der zur Durchführung dieses Abkommens oder des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten erforderlich 
ist. Der Informationsaustausch bezieht sich dabei auf alle 
Steuerarten. Die Behandlung personenbezogener Daten 
ist in der Nummer 7 des Protokolls näher geregelt. 

Zu Arti kel 1 6 

Artikel 16 regelt die Amtshilfe zwischen den beiden Ver- 
tragsstaaten bei der Steuererhebung. Die Amtshilfe 
beschränkt sich dabei auf die Steuern, für die das 
Abkommen gilt. Die Bestimmungen verpflichten die Ver- 
tragsstaaten, rechtskräftige Steueransprüche des ande- 
ren Vertragsstaats wie eigene Ansprüche beizutreiben 
oder Sicherungsmaßnahmen einzuleiten. 

Zu Artikel 1 7 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkommens zu 
den besonderen Vorrechten der Diplomaten und Konsu- 
larbeamten. 

Zu Arti kel 1 8 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Protokoll Bestandteil 
des Abkommens ist. 
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Zu Artikel 1 9 

Dieser Artikel enthält die Bestimmungen über die Ratifi- 
kation, das Inkrafttreten und die erstmalige Anwendung 
des Abkommens. 

Nach Absatz 2 tritt das Abkommen am Tag nach dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und findet 
Anwendung auf Nachlässe von Personen, die am oder 
nach dem Tag des Inkrafttretens des Abkommens ster- 


ben, und auf Schenkungen, die am oder nach dem Tag 
des Inkrafttretens des Abkommens ausgeführt werden. 


Zu Artikel 20 

Dieser Artikel regelt die Geltungsdauer des Abkommens 
und enthält die Bestimmungen über eine mögliche Kün- 
digung und die letztmalige Anwendung des Abkommens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 

gemäß § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz vom 13. Februar 2007 zum Gesetzentwurf 

zu dem Abkommen vom 12. Oktober 2006 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
der Nachlässe, Erbschaften und Schenkungen 

Im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung hat der Natio- 
nale Normenkontrollrat geprüft, ob der oben genannte 
Gesetzesentwurf Informationspflichten enthält und 
inwieweit Informationspflichten und daraus resultierende 
Bürokratiekosten nachvollziehbar dargestellt worden 
sind. 

Das Abkommen enthält in Artikel 15 eine Informations- 
pflicht für die Verwaltung. Die zuständigen Behörden der 


Vertragsstaaten werden verpflichtet, Informationen zur 
Durchführung des Abkommens auszutauschen. Der 
Nationale Normenkontrollrat hat dem BMF einen Vor- 
schlag zur Darstellung dieser Informationspflicht im 
Gesetzesentwurf unterbreitet. Das BMF hat zugesagt, 
diesen Vorschlag zu übernehmen. 

Aus diesem Grund hat der Nationale Normenkontrollrat 
beschlossen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 
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